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Der vorliegende Aufsatz verbindet die Systemtheorie 
mit der Blickstellung der Alltagsgeschichte, um den 
Stress zu untersuchen, den Personalwechsel in der 
Frühen Neuzeit ausgelöst haben.1 Ein besonderes 
Augenmerk gilt einem eigenständigen Typus der 
Behördenorganisation: dem Ratskollegium. Darunter 
verstehe ich ein Gremium, das in Anwesenheit tagt, 
Eingänge diskutiert und Mehrheitsbeschlüsse fasst.

Gegenstand der Untersuchung ist die Kriegs- und 
Domänenkammer Minden. Im Jahr 1764 irritierte eine 
Personalentscheidung, die im Generaldirektorium 
getroffen wurde, das friedliche Miteinander der Behörde. 
Ein Fremder war ins zuständige Berliner Ministerium 
berufen worden, der sich zudem noch anschickte, das 
Kollegium mit seinen Vertrauten umzugestalten. Die 
Arbeit wurde niedergelegt und der Neuankömmling mit 
allen Mitteln des Dienstwegs behindert. Der Rat wehrte 
sich dabei gegen zwei innerbehördliche Umwelten: die 
Staatsverwaltung und einen unliebsamen Aufsteiger in 
Minden.

In Bezug auf das Leitthema des Zeitschriftenbandes 
formuliert der Aufsatz eine paradoxe These: Der Rat 
verhinderte Stress, indem er Stress verursachte. Er wehrte 
den sachlich korrekten und zulässigen Entscheid aus der 
Ministerialverwaltung ab, legte die Arbeit über Monate 

nieder und sabotierte den versuchten Kompromiss, 
um den Zusammenhalt im Plenum und damit die 
Beschlussfähigkeit aufrechterhalten zu können. Erst 
die informale Struktur der Solidarität ermöglichte eine 
effiziente Zusammenarbeit. Personalentscheidungen 
und formale Strukturen benötigen jedenfalls 
Mechanismen, die Normwidersprüche begradigen. 
Die Mindener Kammerverwaltung absorbierte dieses 
Dilemma, indem sie eine Bindekraft erzeugte, die 
für den Behördenkontakt und Berufseinsteiger eine 
Zumutung sein konnte. Komplexität wurde durch 
Kollegialität gleichsam aufgebaut und reduziert.

Vorab ist eine kurze Vorbemerkung zur Geschichte 
der Behörde notwendig. Als Landesverwaltung, 
die seit 1723 über das Fürstentum Minden und 
die Grafschaft Ravensberg wachte, fügte sich die 
Kriegs- und Domänenkammer in den hierarchischen 
Aufbau der preußischen Staatsbürokratie.2 An 
oberster Stelle thronte neben dem königlichen 
Kabinett das Generaldirektorium. Angesichts des 
exponentiellen Anstiegs der Aufgaben gestaltete sich 
der Zuständigkeitsbereich seiner Abteilungen jedoch 
als äußerst komplex. Sachkompetenzen wurden mit 
regionalen Angelegenheiten verknüpft und daher 
reicht es aus, hier das dritte Departement anzuführen. 

Über die Nebenwirkungen behördlicher 
Personalentscheidungen. Solidarität und 
Intrigen im Mindener Kammerkollegium
LASSE STODOLLICK
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Zu der Zeit, von der der nachstehende Fall handelt, 
vertrat dieses Ministerium im Generaldirektorium die 
westlichen Provinzen Brandenburg-Preußens.

Im Folgenden möchte ich zeigen, dass sich innerhalb 
der Kammer ein Kontaktsystem etabliert hat.3 Unter 
den Beamten pendelte sich ein Miteinander ein, weil 
die Ratssitzungen im Audienzsaal täglich, außer am 
Sonntag, abgehalten wurden.4 Sie nahmen Rücksicht 
aufeinander, um Streit vorzubeugen und eigene 
Interessen durchzusetzen. Die Soziologie spricht von 
einem »Gesetz des Wiedersehens«, das entsteht, wenn 
Interaktionen auf Dauer angelegt sind. Wer einmal 
im Vorteil war, sollte auch in einer ungünstigen 
Zukunftslage nicht betrogen werden.5

Eine nicht beabsichtigte Konsequenz von 
Kontaktsystemen ergibt sich aus einem Bezugs- und 
Wertehorizont, der auf Anwesenheit ausgerichtet 
ist. Abhängigkeiten entstehen, weil man sich auch 
zukünftig in die Augen schauen muss. Normen, die 
durch Verwaltungsvorschriften und eine Beamtenethik 
diktiert werden, können dem Prinzip der sozialen 
Angemessenheit weichen.6 Die Bindekräfte im Kollegium 
funktionierten damit ähnlich der organisierten 
Kriminalität. Sie wurden gegen eine Außenwelt errichtet, 
die andere Ziele, Moralvorstellungen und Interessen 
vertrat. Grenzverletzungen, welche heute als Korruption 
verurteilt werden würden, schweißten zusammen. 
Etwaige Regelverstöße wurden genutzt, um Vertrauen 
unter den Räten zu stärken.7 Denn wo der königliche 
Wille oft genug hintertrieben wurde, war an Verrat kaum 
noch zu denken.

Der soziale Frieden der Mindener Amtsstube 
war dem König und der Ministerialbürokratie mehr 
als genehm. Seit Jahrzehnten hatten Kabinett und 
Generaldirektorium versucht, den Ehrkonflikt aus 
den Behörden zu treiben. Erst 1705 hatte sich die 
Monarchie in Preußen durchgesetzt und den Adel auf 
dieselbe Sitzbank verwiesen wie das Bürgertum.8 In 
der wechselvollen Geschichte der Bürokratie mussten 
Beamte wiederholt an den Hof zitiert werden, um 
eine Zusammenarbeit zu gewährleisten. Der Streit 
konnte sogar vor Gericht führen.9 Ohne ein Gefühl 
der Solidarität wurden die Gesetze der Zentrale im 
heutigen Ostwestfalen kaum erhört. Sie war die 
Bedingung der Möglichkeit eines mehr oder minder 
stark formalisierten Instanzenzugs. Konfrontation 

und Opposition seitens des Kollegiums wurden in Kauf 
genommen.

Stress als Ordnungs- und 
Orientierungsproblem

Wer von Stress in Verwaltungen spricht, hat mit 
Unverständnis zu rechnen. Nicht selten sind Behörden  
mit dem Vorwurf konfrontiert, dass das 
Bruttosozialprodukt in Unternehmen und Betrieben, 
aber sicher nicht in Amtsstuben erwirtschaftet werde. 
Produktivität und Mehrarbeit seien der Beamtenseele 
fremd.10 Ob die Verwaltungswissenschaften dieser 
Kritik beipflichten, mag dahingestellt sein. Jedenfalls 
haben sie keinen brauchbaren Begriff entworfen, der 
individuelle wie strukturelle Spannungen gleichermaßen 
erfassen kann. Behörden können scheitern, Krisen 
bewerkstelligen, in Turbulenzen geraten und Irrwege 
beschreiten. Stress scheint ihnen fremd zu sein.11

Nachstehend plädiere ich für eine Definition, die 
das soziologische Ordnungsproblem heranzieht und 
für die Verwaltungsgeschichte nutzbar macht. Stress 
tritt dort auf, wo Erwartungen nicht aufeinander 
abgestimmt und mit den Erwartungserwartungen 
anderer harmonisiert werden können. Obwohl die 
Überforderung individuell erfahren wird, entzündet 
sie sich an einer Inkongruenz von Rollenskripten, die 
in Verwaltungen bis heute vorherrscht. Böse Stimmen 
behaupten sogar, dass ein Widerspruch zwischen den 
formellen Vorgaben des Amts und den Verkehrsregeln 
der Bürogemeinschaft institutionalisiert ist. Beamte, die 
beim Vorgesetzten hervorstechen wollen, tun dies auf 
Kosten ihrer Kollegen, und Behördenleiter müssen den 
sozialen Frieden für die Direktive der nächsthöheren 
Dienststelle opfern.

Am Beispiel von Personalwechseln eruiere 
ich, wie Konflikte in Verwaltungen eigenmächtig 
hervorgebracht und behandelt werden. Hierbei 
macht der Fall einer preußischen Mittelbehörde auf 
die Probleme einer Bürokratie aufmerksam, die in 
Instanzen zergliedert und über Landstriche verteilt ist. 
Während die Berliner Ministerialbeamten auf Autorität 
setzten, um Verfügungen durchzusetzen, hatte sich 
im Kollegium die Erkenntnis durchgesetzt, dass sich 
miteinander besser leben lässt als gegeneinander. Die 
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Horizont an Erwartungssicherheit, der in Berlin 
nicht geteilt wurde. Denn dort verlangte man nicht 
Solidarität, sondern Dienstpflicht. Die Komplexität 
einer einfachen Anfrage stieg damit erheblich an. 
Indes zeigt der weitere Verlauf, dass das Miteinander 
der Beamten die Unsicherheit absorbierte, die mit der 
formalen Macht der Ministerialbürokratie verbunden 
war. Um zu verhindern, dass einzelne Räte in die 
Schusslinie gerieten, schlossen sich die Mandatsträger 
zusammen. Ausgenommen waren der Präsident, der 
bei Zuwiderhandeln ohnehin als verlängerter Arm 
des Generaldirektoriums betrachtet wurde, und ein 
Aufsteiger aus der Mindener Kammerkanzlei.

Von Personalwechseln und ihren 
Folgen

Vieles wäre für die Mindener Kriegs- und 
Domänenkammer anders gekommen, wenn Jobst 
Heinrich Friedrich von Korff sich im Frühherbst 1759 
nicht erkundigt hätte, wie es mit einer Mast auf dem 
Gut Himmelreich beschaffen sei.15 Die zuständige 
Registratur meldete die angefragte Akte als verschollen 
und doch wollte Landrat von Korff seine Mühen nicht 
auf sich bewenden lassen. Nur wenige Wochen nach der 
Schlacht von Minden, bei der das französisch-sächsische 
Heer aus der Festungsstadt zurückgedrängt werden 
konnte, reichte er seinen Bericht über den Vorfall im 
Generaldirektorium ein. Seine Abhandlung über die 
Verluste an Schafen während des Siebenjährigen Krieges 
müsse unvollendet bleiben, da die entsprechenden 
Dokumente immer noch nicht aufgetaucht waren. 
Unter gewöhnlichen Umständen hätte der Rapport, 
den von Korff eingereicht hatte, wohl für Empörung 
gesorgt.16 Sicher wären Untersuchungskommissionen 
einberufen worden, die nach langen und mühsamen 
Nachforschungen irgendjemanden für schuldig 
befunden und seines Amtes enthoben hätten.

Dennoch ereignete sich wenig. Erst im Dezember 
1759 vermerkte das Generaldirektorium, dass die 
geltenden Regeln der Aktenführung einzuhalten 
seien. Andernfalls sei es nicht möglich, Schriftstücke 
auch zukünftig nutzen, vor allem aber wiederfinden 
zu können. Das Weltgeschehen drängte sich offenbar 
mit bedeutenderen Turbulenzen auf, als das Muße 

Vergemeinschaftung im Mindener Domhof gehorchte 
eigenen Gesetzen. Harold Garfinkel hat dies auf 
die Unterscheidung von tribal und cartesian rules 
gebracht.12 Die auf Verordnungen und Satzungen 
beruhende Gewalt, mit der die Staatsverwaltung befahl, 
entsprach nicht unbedingt den Umgangsformen der 
Kammer. Sie unterhielt eine Etikette, die zwar nicht 
jeder Vorschrift aus der Zentrale folgte, aber brauchbar 
genug war, um überhaupt gemeinsam beraten und 
entscheiden zu können.

Wiederholt hat Niklas Luhmann die zivilisatorische 
Errungenschaft von Rollen hervorgehoben. In der 
Entwicklung der modernen Verwaltungsorganisation 
sorgen sie für eine Vereindeutigung der personalen 
Adresse, sodass ein Amtsträger nicht zugleich als 
Patron, Familienoberhaupt oder Verwandter behandelt 
werden muss. Darüber hinaus entlasten generalisierte 
Orientierungsinhalte das Individuum. Es muss sich 
nicht persönlich rechtfertigen oder verantwortlich 
fühlen, sondern kann sich hinter der kühlen Fassade 
eines Verwaltungsbeamten verbergen.13 Die Vorstellung 
eines sich in Institutionen flüchtenden Mängelwesens 
sollte aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass auch 
Rollen nicht alle Probleme der Welt lösen können. Sie 
besitzen eine notwendige Elastizität, um Reaktions- und 
Anpassungsfähigkeit zu gewährleisten.

Das durch Eid und Bestallungsurkunde 
vorgeschriebene Rollenskript wurde in der Mindener 
Kammer an die internen Gepflogenheiten angepasst. 
Unter Kollegen wurde anders gesprochen als vor den 
Berliner Vorgesetzten oder dem König. Daraus ergibt sich 
eine gewisse Kompetenz des Behördenhandelns, deren 
dialektischer Ursprung in der Pflicht zur Anwesenheit 
zu suchen ist. Denn wo vorauszusehen war, dass die 
Räte einander am kommenden Werktag sehen und 
ertragen mussten, wurden soziale Vorsichtsmaßnahmen 
notwendig. Offene Konfrontationen wurden vermieden 
und Gewaltspiralen rechtzeitig gestoppt. Selbst in den 
Geschäftsordnungen der Ministerialbürokratie wurde 
der Vergemeinschaftung daher mit einer gemeinsamen 
Mahlzeit Raum geboten.14

Stress tritt also auf, wenn zwei Rollenaspekte 
zeitgleich abgefragt werden und sich ein Beamter 
zugleich kollegial und gefügig zeigen muss. Im 
vorliegenden Fall opponierte die Kammer geschlossen 
gegen die Staatsverwaltung. Sie gewährleistete einen 
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hatte, habe auch er einen Bericht über die unvollendeten 
Sachen vorzulegen, schrieb von Dacheröden im Juli 1764 
erbost an das Generaldirektorium.25 Die Beschwerden 
über Thüres Verhalten häuften sich, gerade weil der 
Präsident behauptete, andere Räte nicht kritisieren 
zu können – und irgendwer musste für den Stillstand 
verantwortlich gemacht werden. Offenbar hatte von 
Dacheröden aber die Reaktion des Ministers unterschätzt. 
Dieser vermutete, dass der Arbeitsablauf der Kammer 
und die mangelnde Aufsichtspflicht von Dacherödens 
ursächlich für die Unordnung der Schriftgutverwaltung 
waren.26 Überhaupt konnten die Vorhaltungen gegen 
Thüre nicht erklären, wie Dokumente bereits vor seiner 
Amtszeit verschwunden waren. Daher befahl Minister 
Freiherr vom Hagen im Mai 1766, die eingehenden 
Berichte über verliehene Papiere mit Anmerkungen zur 
Amtsführung der jeweiligen Beamten zu versehen.27 Der 
Präsident sollte also Zeugnisse über die Konduite seiner 
Mitarbeiter ausstellen. Besonders eine Stellungnahme 
des Aufsteigers Thüre hatte den Handlungsspielraum 
von Dacherödens eingeschränkt.

Eigentlich hatte Thüre nur vorgehabt, die Verlesung 
der Kammerinstruktion protokollarisch zu begleiten, 
erklärte er im August 1765 gegenüber dem westlichen 
Departement.28 Als dienstjüngstem Rat oblag es ihm, alle 
erforderlichen Schritte zur Durchführung der Lesung 
und Diskussion schriftlich festzuhalten. Doch er stieß auf 
erhebliche Widerstände. Zunächst wurden dringende 
Angelegenheiten vorgezogen, und dann verhinderten 
die Lichtverhältnisse, dass die Anweisung noch am 
27.  Dezember  1764 pünktlich ausgeführt werden 
konnte. An eine Zusammenkunft in der drohenden 
nächtlichen Dunkelheit war nicht zu denken.29 Am 
nächsten Tag wurden erneut andere Angelegenheiten 
vorangetrieben, bis die Mittagspause anbrach und das 
Plenum danach nicht vollständig in den Audienzsaal 
zurückkehrte. Paragraf für Paragraf quälte sich das 
Kollegium in den folgenden Tagen durch die Lesung. 
Nachdem diese am 4.  Januar  1765 abgeschlossen war, 
sollte die Abfassung des Protokolls eigentlich nicht 
lange auf sich warten lassen. Als Thüre gegen drei Uhr 
allein im Audienzsaal zurückblieb, versuchte er, das 
Konzept in Reinform zu bringen. Er bemerkte aber 
schnell, dass er noch einmal die Kammerinstruktion 
einsehen musste. Diese war mittlerweile im Schrank 
des Sitzungszimmers verschlossen, und außer einigen 

gewesen wäre, sich um den Verlust einer Akte in der 
ostwestfälischen Provinz zu kümmern. Schließlich 
hatte Friedrich Wilhelm Freiherr von Borcke, der die 
westlichen Provinzen als Minister verwaltete, keine Lust, 
sich in der Sache weiter zu engagieren. Er stammte aus 
einer Beamtenfamilie in Ravensberg, hatte als Präsident 
in Minden gedient und pflegte freundschaftliche 
Beziehungen in die Provinz.17 Nachdem die Verordnung 
foliiert und gebunden worden war, verschwand sie in 
den Papierbergen des Berliner Stadtschlosses.18

Fünf Jahre später, 1764, stolperte ein Unbekannter 
über die Aufzeichnungen. Es war Ludwig Philipp 
Freiher vom Hagen, der Amtsnachfolger des 
Ministers von Borcke, der die Archive des Berliner 
Stadtschlosses durchforstet und die Marginalie 
offenkundig ausgegraben hatte.19 Überrascht über 
die laxe Aktenführung meldete er Bedenken an – und 
weder Pietät noch familiäre Bindungen hielten ihn 
ab, so rücksichtslos aufzutreten, wie es Georg Simmel 
in seinem »Exkurs über den Fremden« beschrieben 
hat.20 Während seines ersten Antrittsbesuchs forderte 
Freiherr vom Hagen die Räte auf, Bilanzen zu erstellen 
und ihm mitzuteilen, welche Dokumente sich in ihren 
Privatwohnungen und Häusern befanden.21 In weiteren 
Schreiben wies er darauf hin, dass die Behörde sich 
an die Arbeitsweise der übrigen Westprovinzen 
Brandenburg-Preußens anzupassen habe, anstatt 
gegen zentrale Vorgaben zu verstoßen.22 Zu guter Letzt 
versuchte der neue Minister auch, seinen Einfluss durch 
Nepotismus auszubauen. Um die Schriftgutverwaltung 
aus der Ferne besser überwachen zu können, beförderte 
er den Kanzleidirektor Johann Heinrich Thüre in den 
Rat. Die Personalie um Thüre hatte jedoch erhebliche 
Konsequenzen, da man ihm vorwarf, zu schnell 
aufzusteigen und sogar in die eigentlich unbesetzte 
Position des Kammerdirektors zu drängen.23

Bald nach der Abreise des Ministers zeichnete sich 
ab, dass seine Initiative einen Deutungskampf ausgelöst 
hatte. In Minden wehrte man sich vehement gegen  
jegliche Konsequenzen und instrumentalisierte 
die Personalie Thüre, um die aufgeflammte 
Reformdiskussion beilegen zu können.24 An vorderster 
Front begann Präsident Carl Friedrich von Dacheröden 
einen Feldzug gegen den Kollegen. Er legte ihm jedes 
Fehlverhalten und sogar seine erste Amtshandlung zu 
Lasten. Obwohl Thüre noch nicht einen Tag gearbeitet 
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Spätestens zu diesem Zeitpunkt hatte auch das 
Generaldirektorium erkannt, dass die Ambitionen von 
Freiherr vom Hagen zu Komplikationen geführt hatten. 
Das Kollegium war zerstritten und hatte den neuen Rat 
als Lösung für all seine Probleme identifiziert. Einerseits 
beschuldigte der Präsident Thüre der Nachlässigkeit, 
andererseits fehlten Thüre die nötigen Ressourcen, 
um die Anschuldigungen zu widerlegen. Er hatte 
keine Kontrolle über die Informationskanäle, die von 
seinen Kontrahenten genutzt wurden.33 Nach all den 
Ärgernissen war Minister Freiherr vom Hagen also 
gezwungen, seine Aktivitäten zurückzufahren. Obwohl 
er an Thüre festhielt und ihn 1765 zum Rat mit Sitz und 
Stimme ernannte, entzog er ihm nahezu alle Sach- und 
Kanzleipflichten.34 Das ursprüngliche Ziel, die Registratur 
zu organisieren, sollte nun ohne Ausreden oder 
unredliche Unterstellungen erreicht werden. Zu diesem 
Zweck ließ Freiherr vom Hagen den Kammerpräsidenten 
Anmerkungen zur Leistungsfähigkeit seines Kollegiums 
verfassen. Diese sollten zusammen mit den Berichten 
über die noch offenen und in den Büros liegenden 
Angelegenheiten aufzeigen, wo der Arbeitsablauf 
aufgrund persönlicher Lethargie scheiterte.35

Dacherödens Möglichkeiten, alle Vorwürfe 
gegen sich und die Kammer zu entkräften, waren 
erschöpft. Nach zwei Jahren des Streits wogen die 
Indizien gegen das Kollegium schwer. Entweder 
musste der Kammerpräsident mutig in die Offensive 
gehen und eigene Fehler zugeben oder er war 
gezwungen, seine Ratsmitglieder anzuschwärzen. Jeder  
Erklärungsversuch barg erhebliche Risiken, und die 
zukünftigen Kosten seiner Ausflüchte waren kaum 
abzuschätzen. In der Vergangenheit hatte der König 
schon etliche Präsidenten beschimpft, entlassen 
oder abberufen.36 Zudem drohte das Kollegium, 
wenn nicht schriftlich, so doch nonverbal, sich mit 
Sabotageaktionen zu rächen.37 Trotzdem zögerte der 
Präsident nicht lange. Er nahm andere in die Pflicht 
und beschuldigte Ratsmitglieder, die vor seiner 
Amtszeit ernannt worden waren, auffallend langsam 
zu arbeiten.38 Vorsichtig fügte er hinzu, dass das 
Pflichtbewusstsein seiner Untergebenen nicht infrage 
gestellt werden könne. Zum Beispiel habe er Friedrich 
Gottlieb Piper dabei beobachtet, wie er sich Zugang 
zur Registratur verschafft habe, um einen Vorgang 
unerlaubt zu beschleunigen. Dieser Vorwurf des 

Wenigen besaß niemand einen Schlüssel. Ohne Verdacht 
zu schöpfen, ließ Thüre seine Notizen auf seinem Platz 
liegen, damit er sie bei nächster Gelegenheit und 
mithilfe des Reglements vervollständigen konnte.

Dass dieser Vorgang bis August 1765 dauerte, 
hatte einen entscheidenden Grund. Irgendjemand, so 
mutmaßte Thüre, hatte vor, ihn zu behindern. Schon 
als er am Samstag, den 5.  Januar, den Domhof betrat, 
konnte er seine Unterlagen nicht mehr wiederfinden. 
Sie waren versteckt worden und erst nach tagelanger 
Suche tauchten sie unter den Sitzungspapieren auf. 
Wie zuvor erklärte ihm die Registratur, dass die 
Kanzleiinstruktion nicht ausgehändigt werden könne. 
Die Schreibkräfte verwiesen ihn an den Kammerdirektor 
Gotthold Siegmund Baerensprung, der zu diesem 
Zeitpunkt beruflich in Lingen tätig war. Thüre musste 
sich also erneut in Geduld üben, denn ohne seinen 
Vorgesetzten konnte er nicht fortfahren. Die Monate 
verstrichen, und just in dem Moment, als er seine 
genehmigte mehrwöchige Brunnenkur antreten wollte, 
ließ Baerensprung ihm die ersehnte Instruktion von 
1748 endlich zustellen. Pflichtbewusst gab der Kriegs- 
und Kommissionsrat die Akten in einem Ablagefach ab, 
trat seine Kur an und legte das Vorhaben danach mit 
einem Bericht ad acta.30

Inzwischen waren die ausführlichen Erklärungen, 
die das Kollegium zusammen mit dem Sitzungsprotokoll 
am 19. August 1765 an den Minister schickte, 
wirklich notwendig geworden. Kurz nach seiner 
Abreise hatten einige Kollegen Thüre beschuldigt, 
die Kammerinstruktion zu horten, anstatt sie 
ordnungsgemäß in die Registratur gebracht zu 
haben. Thüre widersprach diesen Vorwürfen. Er 
zählte ehemalige Räte und Kammerdiener auf, die 
für schwerwiegende Vergehen nie bestraft worden 
waren. Mit großer Detailgenauigkeit erörterte er die 
Feindseligkeiten der letzten Wochen und widerlegte die 
falschen Anschuldigungen mithilfe von Aufzeichnungen 
aus der Kanzlei. Dass Thüre von eigenen Fehlern 
nicht zu berichten wusste, liegt in der Natur der 
Sache begründet.31 Tatsächlich sind die Schreiben, die 
er an die Zentralverwaltung richtete, parteiisch. In 
Supplikationen fälschte Thüre das eigene Dienstalter, in 
Beschwerden hob er Eidverletzungen anderer hervor. 
Die gefärbten Darstellungen berichten offenkundig von 
einem Machtkampf innerhalb des Kollegiums.32
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ließ man die Regionalbehörde wissen, dass eine gut 
organisierte Maschine anders funktioniere.44

Zu diesem Zeitpunkt hatte von Dacheröden bereits 
sein Amt verlassen. Nachdem sich Korruptionsvorwürfe 
gegen ihn erhärtet hatten, bat er 1770 um seine 
Entlassung und zog sich auf ein Anwesen in der Nähe von 
Erfurt zurück.45 Dennoch ist es erklärungsbedürftig, dass 
er über ein vormodernes Verständnis von Einkünften 
gestolpert ist. Forschungen zur Korruption zeigen, dass 
Bereicherungen im 18. Jahrhundert erst dann verurteilt 
wurden, wenn Fürsprecher und Cliquen in die Defensive 
gerieten.46 Im Domhof hatte der Präsident offensichtlich 
soziale Kredite verspielt. Das Kollegium nahm ihm übel, 
dass er die Kondukte einiger Ratsmitglieder wiederholt 
belastet hatte. Die Unterstützung schwand – zuerst in 
Minden und dann auch in den Residenzstädten.47 Bereits 
im November  1766 rügte der König höchstpersönlich 
die Berichte, die von Dacheröden monatlich erstattete.48 
Im gleichen Jahr erhielt das westfälische Departement 
in Berlin eine anonyme Anzeige, die von Dacheröden 
beschuldigte, Geld erpresserisch veruntreut zu haben. 
Minister Freiherr vom Hagen erhöhte den Druck und 
schickte mehrere Kommissionen nach Minden.49 Doch 
nicht nur die gesammelten Erkenntnisse brachten 
von Dacheröden in Bedrängnis. 1770 hatte Freiherr 
vom Hagen das dritte Departement verlassen. Sein 
Nachfolger Julius August Friedrich Freiherr von der 
Horst pflegte, wie schon Freiherr von Borcke, Kontakte 
in die Provinz. Die in Minden geschmiedeten Bündnisse 
waren ihm ebenso bekannt wie das unsolidarische 
Verhalten des Kammerpräsidenten. Das Netzwerk in 
der Provinzhauptstadt konnte aktiviert werden, um 
den Präsidenten aus der Provinz zu entfernen. Wenige 
Wochen nach Amtsantritt ernannte der neue Minister 
von der Horst ihn zum Direktor der neumärkischen 
Kammer. Diese Versetzung in ein niederes Amt hatte 
den ehemaligen Präsidenten schließlich so verletzt, 
dass er seinen Dienst quittierte.50 Das Ungemach, das 
ein banaler Personalwechsel im Generaldirektorium 
verursacht hatte, konnte nur durch einen weiteren 
Personalwechsel behoben werden.

Übereifers barg neben der Kritik wohl auch das Lob, im 
Sinne der Verwaltung zu handeln. Das Vergehen wurde 
durch die guten Absichten gemildert.

Wahrscheinlich kam die Reaktion des 
Generaldirektoriums für von Dacheröden 
nicht überraschend. Man war erbost. Die 
Ministerialverwaltung wies darauf hin, wie »derangiret 
der Zustand des Collegii« sei. Zahlreiche »Voten« 
würden seit Monaten »offenstehen«. Überhaupt sei die 
Kanzlei in eine Unordnung geraten, die den Vorwurf des 
Amtsmissbrauchs nahelegte. Am 15.  Juli rief Freiherr 
vom Hagen also ein letztes Mal dazu auf, unter diesen 
Umständen keine Nachsicht mehr zu haben. Der 
Präsident müsse den Willen und die Dienstbereitschaft 
seiner Kollegen fördern, die Geheimhaltung der 
Eingänge überwachen und Journale führen. Vor allem 
aber hatte er die Nachvollziehbarkeit seiner Akten zu 
gewährleisten.39

Trotz aller Kritik zeichnete sich im Jahr 1766 ein 
unerwartetes Ende des Konflikts ab. Wenige Wochen 
nach dem Appell des Ministers erlag Johann Heinrich 
Thüre seinen Leiden. An seiner Stelle ernannten das 
königliche Kabinett und das Generaldirektorium 
ein langjähriges Ratsmitglied zum zweiten 
Kammerdirektor. Das Kollegium stellte seine Intrigen 
ein, und auch Minister Freiherr vom Hagen sehnte sich 
bald nach einem Arbeitsklima, in dem Verordnungen 
auf Zustimmung stoßen konnten.40 Statt über die 
höheren Beamten wurde im Generaldirektorium wieder 
über ungebildete oder faule Kanzlisten geschimpft, 
und das Kollegium wurde für jede Rüge belohnt, 
die es erteilte.41 Möglicherweise war es Freiherr 
vom Hagen also gelungen, die Aufmerksamkeit auf 
Journale und die Schriftgutverwaltung zu lenken. Es 
ist jedoch auch möglich, dass das Kollegium das Projekt 
des Ministers erfolgreich zum Scheitern gebracht 
hatte.42 Über zwei Jahre lang hatte es die Prioritäten 
verschoben und Nebenschauplätze eröffnet, um von 
der Sachpolitik der Staatsverwaltung abzulenken. 
Nachdem die Kontrollmaßnahmen abgeschwächt und 
die monatlichen Berichte über die Angelegenheiten 
eingestellt worden waren, kehrte ein ergebnisloser 
Status quo ante bellum ein.43 Die endlosen Klagen über 
eine unorganisierte Registratur sollten die Kriegs- und 
Domänenkammer Minden indes bis zu ihrer Auflösung 
begleiten. Selbst zu Beginn des nächsten Jahrhunderts 
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Kompromisse wurden abgelehnt und Gnade verwehrt. 
Das Schicksal des Aufsteigers Thüres mag Mitleid 
erregen, im Gleichgewicht der Kräfte war er dennoch 
nur ein normaler Störfaktor.52

Das Gesetz des Wiedersehens als 
Immunsystem des Kollegiums

Der Konflikt über eine verlorene Akte bietet mir 
abschließend die Möglichkeit, allgemeine Überlegungen 
zur Verwaltung im 18.  Jahrhundert anzustellen. 
Offenbar betrachtete das Plenum die obersten Behörden 
als eine Umwelt, deren Maßgaben im Alltag für Stress 
und Verunsicherung sorgten. Personalentscheidungen 
störten das Innenleben der Amtsstube und mussten 
daher mit Abwehrstrategien beantwortet werden. 
Eine Form der Reduktion von Komplexität hatte sich 
im Gesetz des Wiedersehens etabliert. Über die Jahre 
hatte sich in der Mindener Kammer ein Miteinander 
entwickelt, in dem auch die Bedürfnisse der Beamten 
artikuliert werden konnten. Sie entschieden freimütig, 
ob sie sich auf die Vorgaben der Zentrale einließen oder 
den kollegialen Zusammenhalt verteidigten.

Unter keinen Umständen hätten die Beamten 
allein gegen das Kabinett, gegen die Minister 
oder ihren Präsidenten opponieren können. Sie 
traten miteinander in Beziehung, um dem Protest 
überhaupt einen Organisationsgrad zu verleihen. Im 
Streit mit ihrem Präsidenten erregte das Kollegium 
sogar Aufmerksamkeit in Berlin und Potsdam. Die 
Staatsbürokratie musste handeln, weil die Räte ihr Veto 
eingelegt hatten. Der Widerstand bedurfte dabei keiner 
Aushandlung. Die Beamten waren an Sabotageakte 
gewöhnt. Sie mussten nicht erst warten, bis sich der 
neue Kollege bewährt oder der Minister seine Meinung 
geändert hatte. Was als falsch betrachtet wurde, war 
durch das Gesetz des Wiedersehens gegeben. Es musste 
nicht erst im Notfall entschieden werden.

Man tut nicht unrecht, in dieser Einstimmigkeit 
eine Form des Selbstschutzes oder Immunsystems 
zu erkennen.51 Der Personalwechsel im 
Generaldirektorium hatte Stress ausgelöst. Seine 
Entscheidungen wurden abgewehrt, weil Erwartungen 
enttäuscht worden waren. Auf die Politik des Ministers 
reagierten die Beamten mit Intrigen. Sie stellten sich 
geschlossen gegen die Maßnahmen der Zentrale und die 
Ablenkungsmanöver ihres Präsidenten. Über mehrere 
Sitzungswochen durchkreuzte das Plenum den Wunsch 
nach einem geordneten Geschäftsbetrieb. Es zerschoss 
die Initiative aus der Staatsverwaltung, um es von 
Angesicht zu Angesicht weiterhin aushalten zu können. 



21
 

La
ss

e 
St

o
d

o
ll

ic
k 

—
  

Ü
b

er
 d

ie
 N

eb
en

w
ir

ku
n

ge
n

 b
eh

ö
rd

li
ch

er
 P

er
so

n
al

en
ts

ch
ei

d
u

n
ge

n
. 

So
li

d
ar

it
ät

 u
n

d
 I

n
tr

ig
en

 i
m

 M
in

d
en

er
 K

am
m

er
ko

ll
eg

iu
m

A D I N I S T O R Y  9 / 2 0 2 4

13	 Niklas Luhmann: Die Grenzen der Verwaltung, hg. von Johannes 
Schmidt / Christoph Gesigora, Berlin 2021, S. 164–189.

14	 Für das Generaldirektorium verordnete der König »gutes Essen«: 
tagtäglich »eine gute Suppe, ein gut Stück Rindfleisch und Vorkost, 
eine gute Schüssel Fische, einen guten Rinder-, Hammel- und 
Kalberbraten und […] ein Quart Bouteille Rheinwein«. Obwohl die 
Verwaltung vom Hofstaat getrennt war, sollte sie versorgt werden. 
Vgl. ABB III, Nr. 287, S. 668–669.

15	 Landesarchiv Nordrhein-Westfalen, Abteilung Westfalen [LAV NRW 
W], D607/Kriegs- und Domänenkammer Minden, Nr. 2, fol. 50r–52v.

16	 Zur Schlacht bei Minden Martin Steffen (Hg.): Die Schlacht bei 
Minden. Weltpolitik und Lokalgeschichte, Minden 2008.

17	 Für Friedrich Willhelm Freiherrn von Borcke vgl. Werner Freitag: 
Konsensualer Zentralismus? Die Grafschaft Ravensberg von 1647 
bis 1719, in: Manfred Groten / Clemens Looz-Corswarem / Wilfried 
Reininghaus (Hg.): Der Jülich-Klevische Erbstreit 1609. Seine 
Voraussetzungen und Folgen, Düsseldorf 2011, S.  225–240; Rolf 
Straubel: Biographisches Handbuch der preußischen Verwaltungs- 
und Justizbeamten 1740–1806/15, München 2009; auch Geheimes 
Staatsarchiv Preußischer Kulturbesitz [GStA PK], I. HA, Rep. 94, II, C, 
Nr. 3 und Nr. 4.

18	 Zum Zustand der Schriftgutverwaltung im Generaldirektorium 
Wolfgang Neugebauer: Residenz – Verwaltung – Repräsentation. 
Das Berliner Schloss und seine historischen Funktionen vom 15. bis 
20. Jahrhundert, Potsdam 1999. 

19	 Die Sachpolitik des neuen Ministers war nicht konsensfähig. Bereits 
in vorigen Stationen hatte er großen Widerstand ausgelöst. Vgl. 
Ernst Posner: Ludwig Philipp Freiherr vom Hagen, in: Historische 
Kommission für die Provinz Sachsen und für Anhalt (Hg.): 
Mitteldeutsche Lebensbilder. Bd. 3: Lebensbilder des 18. und 19. 
Jahrhunderts, Magdeburg 1928, S.  46–63; Heinrich Schlücking: 
Freiherr Ludwig vom Hagen. Insbesondere seine Verdienste um den 
Westen der Monarchie, Münster 1917.

20	 Georg Simmel: Soziologie. Untersuchungen über die Formen der 
Vergesellschaftung, hg. von Otthein Rammstedt, Frankfurt am Main 
82016, S.  764–771; Niklas Luhmann: Der neue Chef, in: ders.: Der 
neue Chef, hg. von Jürgen Kaube, Berlin 2016, S. 7–42, hier S. 27–32.

21	 Die Protokolle der Reise von 1764 sind verschollen. Trotzdem 
klingt der scharfe Ton vom Hagens in Vergleichsakten an. Während 
einer Revuereise von 1769 ließ er beispielsweise explizit über 
die Registratur diskutieren. LAV NRW W, D607/Kriegs- und 
Domänenkammer Minden, Nr. 194. Dass der Minister im Sommer 
1764 Minden- Ravensberg bereiste, kann der Überlieferung des 
Landesarchivs in Münster sowie der älteren Forschung entnommen 
werden. Für die Vergleichsakten, die Forderungen vom Hagens 
und die ältere Forschung vgl. ABB XIII, Nr. 187, S. 393–398; Franz 
Wiemers: Das Salzwesen an Ems und Weser unter Brandenburg-
Preußen. Ein Beitrag zur Entstehungsgeschichte der Stadt Bad 
Oeynhausen, Münster 1915, hier S.  99; LAV NRW W, D601/
Generaldirektorium zu Berlin, Nr. 2, fol. 47r–95v.

22	 Ebd. und LAV NRW W, D607/Kriegs- und Domänenkammer Minden, 
Nr. 1723, fol. 393r–399v.

23	 In einem »meineidigen« Intermezzo wurde Präsident Freiherr von 
Borcke, der Vorgänger Freiherr vom Hagens, 1738 zusammen mit 
den zwei Kammerdirektoren entlassen. Fortan übernahm eine 
Einzelperson ihren Dienstbereich. Mehr als zwanzig Jahre später 
mutmaßte der Minister, dass Gotthold Siegmund Baerensprung mit 
seinen Amtspflichten überfordert sei. Tatsächlich war es Brauch, 
älteren und gesundheitlich eingeschränkten Fürstendienern 
personelle Unterstützung zuzugestehen. Im typischen Fall rückten 
die Gehilfen nach dem eingetretenen Tod in die Position ein. Die 

1	 Der vorliegende Aufsatz ist ein stilistisch überarbeiteter, geänderter 
und um Leitfragen ergänzter Ausschnitt aus meiner Doktorarbeit, 
die bei Vittorio Klostermann erscheinen wird. Der Arbeitstitel lautet 
»Die Zumutbarkeit der Verwaltungsarbeit. Eine Kommunikations- 
und Alltagsgeschichte der Kammerbehörden in Minden und 
Ravensberg (1648–1806)«.

2	 Zur Geschichte der Verwaltung unter vielen Karl Spannagel: Minden 
und Ravensberg unter brandenburg–preußischer Herrschaft von 
1648 bis 1719, Hannover 1894; Walther Hubatsch: Friedrich der 
Große und die preußische Verwaltung, Berlin 21982, S.  159–161; 
Hans Haussherr: Verwaltungseinheit und Ressorttrennung vom 
Ende des 17. bis zum Beginn des 19. Jahrhunderts, Berlin 1953; 
Meta Kohnke: Zur Geschichte des Generaldirektoriums 1712/22–
1808, in: Jürgen Kloosterhuis (Hg.): Aus der Arbeit des Geheimen 
Staatsarchivs Preußischer Kulturbesitz, Berlin 1996, S. 47–73.

3	 Zum Begriff des Kontaktsystems Niklas Luhmann: Funktionen und 
Folgen formaler Organisation, Berlin 31976, S.  272–283; ders.: 
Legitimation durch Verfahren, Frankfurt am Main 92013, hier S. 75–
81.

4	 Zur Werkwoche etwa Acta Borussica. Denkmäler der Preußischen 
Staatsverwaltung im 18. Jahrhundert. Die Behördenorganisation 
und die allgemeine Staatsverwaltung Preußens im 18. Jahrhundert 
[ABB], Bd. III, herausgegeben von der Königlichen Akademie der 
Wissenschaften, Berlin/Hamburg 1894–1982, Nr.  295, S.  681–723, 
hier S. 686.

5	 Luhmann: Legitimation durch Verfahren, S. 75–81.
6	 Luhmann: Legitimation durch Verfahren, S. 75–81; auch Wolfgang 

Teckenberg: Arbeitsbeziehungen, informelle Kontakte und 
Produktivität in sowjetischen Betrieben. Neue Umfrageergebnisse, 
Köln 1980.

7	 Natürlich sind Unterschiede wie die schriftliche Setzung von 
Verwaltungsvorschriften oder die Publikation von Gesetzestexten 
zu berücksichtigen. Unter vielen Thomas Schelling: Economics and 
Criminal Enterprise, in: ders.: Choice and Consequence, Cambridge, 
MA 1984, S. 158–178; ders.: The Strategy of Conflict, Cambridge, MA 
1980, S. 21–52 und S. 119–161; Diego Gambetta: The Sicilian Mafia. 
The Business of Private Protection, Cambridge, MA 1996.

8	 1705 verordnete der König die Sitzordnung nach Dienstalter. Zuvor 
tagten alle Ratsgremien auf zwei Sitzbänken: einer für den Adel und 
einer für das Bürgertum. Siehe Corpus Constitutionum Marchicarum, 
Oder Königl. Preußis. und Churfürstl. Brandenburgische in der Chur- 
und Marck Brandenburg, auch incorporirten Landen publicirte und 
ergangene Ordnungen, Edicta, Mandata, Rescripta u.: Von Zeiten 
Friedrichs I. Churfürsten zu Brandenburg, u. biß ietzo unter der 
Regierung Friderich Wilhelms Königs in Preussen u. ad annum 
1736. inclusive [...], herausgegeben von Christian Otto Mylius, Bd. 
6/2, Berlin/ Halle 1735–1755, hier Bd. VI/2, Nr. 27, S. 51–56.

9	 Spannagel: Minden und Ravensberg, S. 104-146.
10	 Etwa Niklas Luhmann: Kann die Verwaltung wirtschaftlich handeln? 

In: Verwaltungsarchiv 51 (1960), S. 97–115.
11	 Für das Scheitern Wolfgang Seibel: Successful Failure. An Alternative 

View on Organizational Coping, in: American Behavorial Scientist 39 
(1996), S. 1011–1024; für die Irrwege etwa Jeffrey Pressman / Aaron 
Wildavsky: Implementation. How Great Expectations in Washington 
Are Dashed in Oakland; or, Why It’s Amazing that Federal Programs 
Work At all, This Being a Saga of the Economic Development 
Administration as Told by Two Sympathetic Observers Who Seek to 
Build Morals on a Foundation of Ruined Hopes, Berkeley 1973.

12	 Harold Garfinkel: The Rational Properties of Scientific and Common 
Sense Activities, in: ders.: Studies in Ethnomethodology, Englewood 
Cliffs 1967, S. 262–283.
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schwierig es sei, Präsidenten und andere »capable Leute« für den 
Verwaltungsdienst zu rekrutieren. Weniger zaghaft war er, seine 
Kammervorsitzenden von ihrem Amt zu entheben. Etwa ein Viertel 
fiel in der Regierungszeit des Monarchen in Ungnade. Von den 
fünf Präsidenten, die unter dem König in Minden zugegen waren, 
verließen drei die Kammer ohne Versetzung. Alexander Samuel 
Freiherr von Loeben war erkrankt, Friedrich Wilhelm von Rochow 
wurde bloß aus standesgemäßer Pietät verabschiedet und ebenso 
bat von Dacheröden um Dimission. Wenngleich den Regenten 
ein großes Desinteresse befiel, sich mit den Westprovinzen zu 
beschäftigen, sind die Entwicklungen in den Nachbarterritorien 
nach Horst Carl ähnlich. Vgl. Hubatsch: Friedrich der Große, 
S.  159–161; Nordsiek: Das preußische Fürstentum Minden, S.  39–
41; Horst Carl: Okkupation und Regionalismus. Die preußischen 
Westprovinzen im Siebenjährigen Krieg, Mainz 1993, S.  407–412. 
Dass Friedrich II. Engpässe in der Rekrutierung monierte, liegt auch 
darin begründet, dass das Präsidentenamt fast ausschließlich an 
Adlige vergeben wurde. Vgl. Rolf Straubel: Adlige und bürgerliche 
Beamte in der friderizianischen Justiz- und Finanzverwaltung. 
Ausgewählte Aspekte eines sozialen Umschichtungsprozesses und 
seiner Hintergründe (1740–1806), Berlin 2010, S. 94–99.

37	 Einen schriftlichen Niederschlag finden etwaige Drohungen 
im Regelfall nicht. Der Protest, den Kleingruppen aufführen, 
muss nicht in einem Drehbuch festgehalten werden. Immerhin 
sind Richtlinien und Dienstvorschriften kein Selbstzweck. 
Ohne Anpassungsleistungen, die mögliche Nebenfolgen 
kalkulieren, tendiert ein regelkonformes Verhalten von Arbeitern, 
Beamten und anderen bürokratischen Persönlichkeiten dazu, 
Produktionsergebnisse zu mindern und Organisationszwecke zu 
pervertieren, auch ohne dies schriftlich anzukündigen. Klassische 
Arbeiten haben eine übermäßige Normorientierung nicht als 
Entfremdung missverstanden, sondern auf die Strategien und 
Mittel verwiesen, die Mitgliedern Widerstand ermöglichen. Das, 
was als konformes oder bloß ritualisiertes Verhalten auftritt, kann 
offene Rebellion bedeuten. Vgl. Erhard Friedberg: Ordnung und 
Macht. Dynamiken organisierten Handelns, Frankfurt am Main 
1995; Arnold Brecht: Bureaucratic Sabotage, in: The Annals of the 
American Academy of Political and Social Science 189 (1937), S. 48–
57; Hans Rosenberg: Bureaucracy, Aristocracy and Autocracy. The 
Prussian Experience 1660–1815, Cambridge 1966, insb. S. 109–136; 
mit umgekehrter Blickstellung Luhmann: Funktionen und Folgen, 
S. 304–314.

38	 Heinrich Albrecht von Rodenberg trat 1748 als Auskultator in 
den preußischen Dienst. Drei Jahre später wurde er von Kleve-
Mark nach Minden versetzt und zum Rat befördert. Im Jahr 
1754 bestätigte man ihm, ein »fleißiger Beamter von redlichem 
Charakter« zu sein, von dem »ersprießliche Dienste« erwartet 
werden könnten, was sich keineswegs mit von Dacherödens Urteil 
deckt. Heinrich Thielemann diente wiederum fünfzehn Jahre als 
Kammerrat in Minden. Seine Amtsführung veranlasste seine Frau 
nach seinem Tod im Jahr 1770, um eine Pension zu bitten. Das muss 
durchaus als Ehrenerweis gewertet werden. Denn Geldzahlungen 
und insbesondere Witwenrenten waren zustimmungspflichtig. Das 
Selbstbewusstsein, eine solche einzufordern, deutet auch auf eine 
Amtsführung hin, die in Berlin und Potsdam positiv verfolgt wurde. 
Achatius Adolph Hoffmeister wurde schließlich erst unter von 
Dacheröden in die Provinzhauptstadt gelotst. Da er sich über eine 
militärische Laufbahn empfohlen hatte, wurde dem Präsidenten 
wahrscheinlich ein Mitspracherecht verweigert. Als junger Steuerrat 
führte er eine wohlwollende Konduite, die ebenfalls nicht mit 
den Bemerkungen aus dem Jahr 1766 in Einklang zu bringen ist. 
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preußische Fürstentum Minden zur Zeit Friedrichs des Großen, 
Minden 1986, S.  39–42; für die Besonderheiten der Mindener 
Kammer auch vgl. Georg Galle: Kammer und Kommissariat. Die 
Entwicklung der Kammer und Kommissariatsverwaltung in Minden-
Ravensberg zur Zeit Friedrich Wilhelms I., in: Mitteilungen des 
Mindener Geschichtsvereins 61 (1989), S. 45–69.
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Aufmerksamkeitslage gefällt. Im Prozess des Organisierens suchen 
sich Lösungen ihre Probleme. Michael Cohen / James March / Johan 
Olsen: A Garbage Can Model of Organizational Choice, in: 
Administrative Science Quarterly 17 (1972), S. 1–25.

25	 LAV NRW W, D607/Kriegs- und Domänenkammer Minden, Nr. 172, 
fol. 395r.

26	 Für die Vorkommnisse zwischen 1759 und 1766 vgl. LAV NRW W, 
D607/Kriegs- und Domänenkammer Minden, Nr. 172, fol. 384r-538v; 
LAV NRW W, D607/Kriegs- und Domänenkammer Minden, Nr. 173, 
fol. 1r-84r; LAV NRW W, D601/Generaldirektorium zu Berlin, Nr. 2, 
fol. 47r-95v.

27	 LAV NRW W, D601/Generaldirektorium zu Berlin, Nr. 2, fol. 79r-79v.
28	 Vgl. LAV NRW W, D607/Kriegs- und Domänenkammer Minden, 

Nr. 172, fol. 510r-517r.
29	 Für die Vorgänge vgl. weiterhin LAV NRW W, D607/Kriegs- 

und Domänenkammer Minden, Nr.  172, fol.  510r-517r. Die 
frühneuzeitliche Literatur zu Archiven und Kanzleien hat vor 
Feuchtigkeit, Parasiten und Bränden gewarnt. In den frühen 
Kammerjahren leistete man sich in Minden deswegen nicht nur 
Pedellen und Diener, sondern auch einen ›Einheizer‹. Vgl. LAV NRW 
W, D607/Kriegs- und Domänenkammer Minden, Nr.  167; Markus 
Friedrich: Die Geburt des Archivs. Eine Wissensgeschichte, München 
2013.

30	 LAV NRW W, D607/Kriegs- und Domänenkammer Minden, Nr. 172, 
fol. 510r-517r.

31	 AV NRW W, D607/Kriegs- und Domänenkammer Minden, Nr.  172, 
fol. 510r-517r.

32	 Vgl. LAV NRW W, D607/Kriegs- und Domänenkammer 
Minden, Nr.  172, fol.  510-517; LAV NRW W, D607/Kriegs- und 
Domänenkammer Minden, Nr. 167, fol. 348-356v. GStA PK, II. HA, 
Abt. 17, Tit. II, Nr. 5, fol. 3r–10v.

33	 Spieltheoretische Modellierungen weisen nach, dass Netzwerke 
wahrscheinlich sind, solange Kosten und Nutzen wohl ausgewogen 
sind. Die Argonauten des westlichen Pazifiks funktionieren als Ring, 
aber nicht als Linie. Im vorliegenden Fall war Thüre von allen Kanälen 
abgeschnitten. Erstens war ihm der Weg über das Kollegium und 
den Präsidenten versperrt. Zweitens hemmte der Kammerdirektor 
eine Verbrüderung mit den Kanzlisten und Registratoren. Drittens 
besaß der neue Rat keine Beziehungen zu Freiherr vom Hagen, der 
über die Trägheit in Minden ohnehin verärgert war. Warum hätte 
er den Rat bitten sollen, noch mehr Berichte zu produzieren? Vgl. 
Rolf Ziegler: What Makes the Kula Go Round? A Simulation Model of 
Spontaneous Emergence of a Ceremonial Exchange Model, in: Social 
Networks 30/2 (2008), S.  107–126; zu weiteren Modellbildungen, 
etwa den Bala-Goyal-Ringen, vgl. Brian Skyrms: Evolution of the 
Social Contract, Cambridge 1996, S. 161–176.

34	 LAV NRW W, D607/Kriegs- und Domänenkammer Minden, Nr. 173, 
fol. 1r-16r.

35	 LAV NRW W, D601/Generaldirektorium zu Berlin, Nr. 2, fol. 79r-79v.
36	 In einer Unterredung mit seinen Ministern Freiherr vom Hagen und 

von Derschau wunderte sich Friedrich II. im Dezember  1769, wie 
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48	 Zur Kritik an Dacherödens »windigen« Berichten vgl. ABB XIV, 
Nr. 14, S. 240–241; Foerst-Crato: Karl Friedrich von Dacheröden.

49	 ABB XIV, Nr.  14, S.  240–241; Foerst-Crato: Karl Friedrich von 
Dacheröden; Carl: Okkupation und Regionalismus, S. 407–412; ABB 
XIII, Nr. 349, S. 691–693, hier S. 692; ABB XV, Nr. 33, S. 79-80, und 
Nr. 129, S. 364–365.

50	 Walther Hubatsch unterstellt von Dacheröden, unfähig gewesen 
zu sein. Die fortdauernden Rügen und Beanstandungen listet auch 
Hans Nordsiek auf. Vgl. Hubatsch: Friedrich der Große, S.  160; 
Nordsiek: Das preußische Fürstentum Minden, S.  40; eine dichte 
Beschreibung der Affäre, die zu quellenkundlichen Spekulationen 
anregt, findet sich bei Carl: Okkupation und Regionalismus, S. 407–
412; Foerst-Crato: Karl Friedrich von Dacheröden; Wiemers: Das 
Salzwesen, S. 97–113.

51	 Der Begriff des Immunsystems wird von Niklas Luhmann verwendet, 
aber nicht ausformuliert. Eine intensive Auseinandersetzung 
findet sich bei Francisco Javier Varela: Der Körper denkt. Das 
Immunsystem und der Prozess der Körper-Individuierung, in: Hans 
Ulrich Gumbrecht / Ludwig Pfeiffer (Hg.): Paradoxien, Dissonanzen, 
Zusammenbrüche. Situationen offener Epistemologie, Frankfurt am 
Main 1991, S.  727–743; unter vielen Textstellen Niklas Luhmann: 
Das Recht der Gesellschaft, Frankfurt am Main 1993, S. 565–568.

52	 In der Spieltheorie werden Situationen doppelter Kontingenz über 
das iterierte Gefangenendilemma modelliert. Erfahrungswerte 
ermöglichen stabile Strategien und Nash-Gleichgewichte. Hierfür 
Skyrms: Evolution of Social Contract.

Vgl. GStA PK, I. HA, Rep. 96 B, Tit. 411 G, fol.  51v-52r; Straubel, 
Biographisches Handbuch, S.  432f., 814 und 1015; ABB X, Nr.  19, 
S. 26–33 hier S. 29f.

39	 LAV NRW W, D601/Generaldirektorium zu Berlin, Nr. 2, fol. 83r-95v.
40	 Auch der Minister sehnte sich danach, zu einem Alltag 

zurückzufinden. Zwar befahl er fortdauernd, »Tag und Nacht zu 
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inne. Vgl. LAV NRW W, D607/Kriegs- und Domänenkammer Minden, 
Nr. 194, fol. 1r-2v, hier 2r.

41	 LAV NRW W, D601/Generaldirektorium zu Berlin, Nr. 2, fol. 110r-185v. 
Die Rügen, welche seit 1766 an die Kanzleidiener adressiert wurden, 
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LAV NRW W, D607/Kriegs- und Domänenkammer Minden, Nr. 178, 
fol. 119r-119v.

42	 Für das erfolgreiche Scheitern vgl. Seibel: Successful Failure.
43	 Das Berichtswesen war besonders anfällig für Störmanöver. 

Nachfragen führten dazu, das der Instanzenzug wieder und wieder 
schriftlich aktiviert werden musste, weil jede Sache aktenmäßig 
zu ergründen war. Den Kriegs- und Domänenkammern waren 
an dieser Stelle ausreichend Mittel gegeben, Vorhaben bewusst 
zu verhindern. Nach Rolf Straubel entsprach der konzedierten 
Autonomie der regionalen Behörde und ihrer Vorsitzenden 
ein hohes Selbstbewusstsein. Vgl. Rolf Straubel: Beamte und 
Personalpolitik im altpreußischen Staat. Soziale Rekrutierung, 
Karriereverläufe, Entscheidungsprozesse (1763/86–1806), Potsdam 
1998; Stefan Brakensiek: Neuere Forschungen zur Geschichte 
der Verwaltung und ihres Personals in den deutschen Staaten 
1648–1848, in: Jahrbuch für europäische Verwaltungsgeschichte 17 
(2005), S. 297–326, hier S. 307f.

44	 LAV NRW W, W, D601/Generaldirektorium zu Berlin, Nr.  2, 
fol.  220r-252v; LAV NRW W, D607/Kriegs- und Domänenkammer 
Minden, Nr. 175, Nr. 176, Nr. 178 und Nr. 179. 

45	 Eine detaillierte Untersuchung zum Fall Dacherödens vgl. Carl: 
Okkupation und Regionalismus, S. 407–412; auch Ilse Foerst-Crato: 
Karl Friedrich von Dacheröden, in: Mitteilungen des Mindener 
Geschichtsvereins 49 (1977), S. 131–136.

46	 Untersuchungen zur Sprachgeschichte der Korruption heben hervor, 
dass sich am Ende des 18. Jahrhunderts ein semantisches Primat der 
Sachbezüge durchgesetzt hat. Der Vorwurf, Gelder zu veruntreuen, 
wurde genutzt, um fremde Klientelnetzwerke zu beschädigen. Korrupt 
waren die anderen. Die Funktion, soziale Bindungen zu stabilisieren, 
konnte von einer bürokratischen Schriftlichkeit jedoch längst nicht 
übernommen werden. Aus diesem Grund wurde der Begriff der 
Korruption nicht mit einer pejorativen Autonomie aufgeladen. Er 
koppelte sich an die Strukturen von sozialen Bezugsgruppen, statt 
eine allgemeine Praxis zu verurteilen. Friedrich Carl von Moser hat 
dies eindrücklich beschrieben: »Vorurtheile, Landessitten,	
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Moser: Ueber den Diensthandel deutscher Fürsten, Frankfurt am 
Main 1786, S. 7f.; auch etwa Robert Bernsee: Moralische Erneuerung. 
Korruption und bürokratische Reformen in Bayern und Preußen, 
1780–1820, Göttingen 2017.

47	 Ein weiteres Beispiel für von Dacherödens Kritik am Personal 
vgl. ABB XIV, Nr. 265, S. 630-636; für den reziproken Zinssatz von 
Beziehungen vgl. Horst Bosetzky: Mikropolitik. Netzwerke und 
Karrieren, Wiesbaden 2019; zur brauchbaren Illegalität siehe 
Luhmann Funktionen und Folgen, S. 304–314.
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Abstract

The subject of investigation is a distinct type of 
administrative organization: the council collegium 
in the federal administration of Minden. In 1764, a 
personnel decision made in the head office in Berlin 
disrupted the harmonious working environment of the 
authority. In relation to the overarching theme of the 
journal volume, the essay puts forward a paradoxical 
thesis: the council prevented stress by causing stress. It 
resisted the decision from the ministerial administration 
in order to maintain cohesion within the plenary body - 
and thus its ability to make decisions.


